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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Karin RETTENHABER-LAGLER als Einzelrichterin Uber
die Beschwerde des XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch ARGE Rechtsberatung Diakonie
Flichtlingsdienst GmbH, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom XXXX, ZI. XXXX , nach
Durchfuihrung einer miundlichen Verhandlung am 15.11.2017 zu Recht:

A)

I. Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemafld & 3 Abs. 1 iVm8§ 34 Abs. 2 AsylG 2005 der Status des
Asylberechtigten zuerkannt.

Ill. Gemal? § 3 Abs. 5 AsylG 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommt.
B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdefiihrer, ein afghanischer Staatsangehoriger, reiste gemeinsam mit seiner schwangeren
Lebensgefihrtin nach Osterreich ein und stellte am 04.09.2015 den gegenstindlichen Antrag auf internationalen
Schutz.

2. Am selben Tag erfolgte die Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes in Anwesenheit eines
Dolmetschers in der Sprache Farsi. Dabei gab der Beschwerdefihrer an, er sei afghanischer Staatsangehériger und
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stamme aus dem XXXX in der XXXX . Von April bis Juli 2015 habe er in XXXX, Iran, gelebt. Seinen Fluchtgrund betreffend
fahrte er aus, es gebe in Afghanistan keine Arbeit und in der Nahe seines ehemaligen Wohnortes gebe es Taliban. Die
Jugendlichen wurden von den Taliban geschlachtet werden, weshalb er beschlossen habe, in den Iran zu flichten. Im
Iran habe er ein Madchen kennengelernt, welches von ihm schwanger geworden sei. Als der Vater des Madchens von
der Schwangerschaft erfahren habe, seien die beiden von ihm geschlagen und bedroht worden, weshalb sie

gemeinsam aus dem Iran geflohen seien.
3. Am XXXX kam die gemeinsame Tochter des Beschwerdefiihrers und seiner Lebensgefahrtin in Osterreich zur Welt.

4. Am 29.03.2016 wurde der Beschwerdefihrer vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl im Beisein eines
Dolmetschers fur die Sprache Farsi niederschriftlich einvernommen. Nach seinen Fluchtgrinden befragt gab er an,
dass er vor einem Jahr Afghanistan Richtung Iran verlassen habe. Es habe in seiner Heimat keine Arbeit gegeben und
er habe die Schule nicht besuchen kénnen. Die Taliban hatten junge Manner rekrutiert. Im Falle einer Weigerung der
Rekrutierung drohe die Todesstrafe. Er personlich sei nicht rekrutiert worden, aber es sei Ublich, dass die Taliban Autos
anhalten und junge Leute dann mitnehmen wurden. Einmal sei der Beschwerdefiihrer mit einem Dorfbewohner
namens XXXX aus der XXXX zu seinem Heimatdorf unterwegs gewesen. Dabei seien sie von den Taliban angehalten
worden, welche ihre Ausweise kontrolliert hatten. XXXX habe einen Soldaten-Dienstausweis bei sich getragen und sei
mitgenommen worden. Der Beschwerdeflhrer selbst habe keine Dokumente bei sich gehabt und sei freigelassen
worden. Die Taliban hatten ihm gesagt, dass er nicht mehr mit solchen Leuten mitgehen solle. Der Vorfall habe sich vor
drei bis vier Jahren ereignet. Als weiteren Fluchtgrund nannte der Beschwerdefiihrer die Verfolgung der Hazara in
Afghanistan. Im Iran habe er seine Lebensgefdhrtin kennengelernt. Die beiden hdatten vorehelichen
Geschlechtsverkehr gehabt, ihr Vater sei gegen die Beziehung gewesen.

5. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl wies den Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz mit
Bescheid vom XXXX, ZI. XXXX , bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 § 3 Abs. 1iVm § 2
Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 ab (Spruchpunkt I.), erkannte ihm gemaR8 8 Abs. 1 AsylG 2005 den Status des subsidiar
Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt II.) und erteilte ihm gemal38 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine befristete
Aufenthaltsberechtigung (Spruchpunkt II1.).

Die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
begrindete das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl im Wesentlichen damit, dass die Angaben des
Beschwerdefiihrers glaubhaft seien, jedoch keine persénliche Bedrohung des Beschwerdefihrers seitens der Taliban
vorliege. Aus dem Iran sei der Beschwerdeflihrer wegen der auBerehelichen Beziehung und der daraus folgenden
Schwangerschaft seiner Partnerin von deren Vater bedroht worden sei. Diese Problematik beziehe sich einzig auf den
Iran, nicht jedoch auf Afghanistan, da es nicht denkbar sei, dass sein kunftiger Schwiegervater ihn in Afghanistan

suchen wurde.

Aufgrund der Tatsache, dass der Beschwerdeflhrer aus einer der gefahrlichsten Provinzen Afghanistan stamme und
des Fehlens eines sozialen und familidren Netzwerkes in sicher erreichbaren Gebieten Afghanistans kénne nicht mit
der erforderlichen Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden, dass der Beschwerdefiihrer im Falle seiner Rickkehr
Gefahr laufen wirde, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne des Art. 3 EMRK unterworfen
zu werden, weshalb ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt werde.

6. Mit Verfahrensanordnung vom 22.06.2017 wurde dem Beschwerdefiihrer gemalR§ 52 Abs. 1 BFA-VG die ARGE
Rechtsberatung Diakonie und Volkshilfe als Rechtsberater fiir das Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht zur Seite gestellt.

7. Der Beschwerdeflhrer erhob gegen Spruchpunkt I. des oben genannten Bescheides im Wege seiner
Rechtsvertretung fristgerecht Beschwerde, welche am 18.07.2017 beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
einlangte. Darin wird, neben dem Verweis auf die Fluchtgrinde der Lebensgefdhrtin und der Tochter des
Beschwerdefiihrers ausgefiihrt, dass dem Beschwerdeflhrer in Afghanistan eine asylrelevante Verfolgung als
Angehdriger der Volksgruppe der Hazara und durch Zwangsrekrutierung durch die Taliban drohe.

8. Die gegenstandliche Beschwerde und der Bezug habende Verwaltungsakt wurden vom Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl vorgelegt und langten am 03.08.2017 beim Bundesverwaltungsgericht ein.

9. Das Bundesverwaltungsgericht fihrte am 15.11.2017 in den gemal§ 39 Abs. 2 AVG zur gemeinsamen Verhandlung
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verbundenen Beschwerdeverfahren betreffend den Beschwerdefihrer, seine Lebensgefahrtin und seine
minderjahrige Tochter durch die erkennende Richterin in Anwesenheit einer Dolmetscherin fur die Sprache Farsi und
im Beisein der Rechtsvertretung des Beschwerdefuhrers eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durch, zu welcher
der Beschwerdefuhrer personlich erschien und zu seinen Fluchtgrinden befragt wurde. Ein Vertreter fur
Fremdenwesen und Asyl nahm an der Verhandlung nicht teil. Die Verhandlungsschrift wurde der Erstbehérde
Ubermittelt. Seitens des Beschwerdeflihrers wurden in der Verhandlung mehrere Unterlagen zum Nachweis seiner
Integrationsverfestigung und der seiner Lebensgefahrtin in Osterreich vorgelegt.

Im Rahmen der Verhandlung gab der Beschwerdeflhrer zu seinen Fluchtgrinden befragt im Wesentlichen das Gleiche
an, was er bereits in seinen bisherigen Einvernahmen ausgesagt hatte, sprach nunmehr jedoch auf von einem
weiteren Vorfall, bei dem die Taliban den Beschwerdefiihrer und seine Freunde auf dem Weg von seinem Heimatdorf
in die Stadt XXXX angehalten und ihn bedroht hatten.

10. Das Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 02.03.2017, eine zusammenfassende Darstellung der
UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 19.04.2016,
eine Analyse der Staatendokumentation vom 02.07.2014, Afghanistan, Frauen in Afghanistan, ein Auszug aus den
UNCHR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 19. April 2016
(Frauen mit bestimmten Profilen oder unter bestimmten Bedingungen lebende Frauen und Frauen und Manner, die
vermeintlich gegen die sozialen Sitten versto3en), ein Auszug aus der SFH-Landeranalyse Afghanistan:

Zina, auBerehelicher Geschlechtsverkehrs vom 02.10.2012, eine ACCORD-Anfragebeantwortung zu Afghanistan:
Aktuelle Situation der Volksgruppe der Hazara und ein Auszug einer gutachterlichen Stellungnahme des
Landersachverstandigen Dr. RASULY vom 17.02.2016 zur Situation der Hazara in Afghanistan wurden in der
mundlichen Verhandlung in das gegenstandliche Verfahren eingebracht. Dem Beschwerdeflhrer wurde die Bedeutung
dieser Berichte erklart, insbesondere, dass auf Grund dieser Berichte die Feststellungen zu seinem Herkunftsstaat
getroffen werden, sowie deren Zustandekommen. Ihm wurde die Méglichkeit gegeben, in die Landerberichte Einsicht
zu nehmen und allenfalls dazu Stellung zu nehmen.

11. Mit Schreiben vom 20.11.2017 Ubermittelte das Bundesverwaltungsgericht der belangten Behdrde sowie der
bevollméachtigten Rechtsvertretung des Beschwerdeflhrers eine Anfragebeantwortung der Staatendokumentation
"Afghanistan:

auBerehelicher Geschlechtsverkehr, uneheliches Kind" vom 15.09.2016 und gab den Parteien die Mdglichkeit zur
Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme.

12. Der Beschwerdeflhrer gab mit Telefax vom 21.11.2017 im Wege seiner Rechtsvertretung eine Stellungnahme ab, in
der im Hinblick auf die vom Bundesverwaltungsgericht Gbermittelten Landerberichte auf die Situation von Frauen und
Madchen, die Strafbarkeit aulRerehelichen Geschlechtsverkehrs, der Situation der Hazara, Zwangsrekrutierung durch
die Taliban und die Lage von Ruckkehrern in Afghanistan hingewiesen wird. Weiters wurde ein Bericht Uber einen
terroristischen Anschlag auf eine Moschee in Kabul Ubermittelt.

Mit Telefax vom 29.11.2017 gab der Beschwerdefihrer durch seine Rechtsvertretung auch eine Stellungnahme zur
Anfragebeantwortung der Staatendokumentation "Afghanistan: auBerehelicher Geschlechtsverkehr, uneheliches Kind"
vom 15.09.2016 ab, wonach diese das Vorbringen des Beschwerdefihrers bestatige, wonach sowohl er und seine
Lebensgefahrtin als auch die minderjahrige Tochter Opfer asylrelevanter Verfolgung seien.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
. Feststellungen:

Der entscheidungsrelevante Sachverhalt steht fest. Auf Grundlage des erhobenen Antrages auf internationalen Schutz,
der Erstbefragung und Einvernahme des Beschwerdefihrers durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes sowie
des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl, der Beschwerde gegen den im Spruch genannten Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, der im Verfahren vorgelegten Dokumente, der mindlichen Verhandlung
vor dem Bundesverwaltungsgericht, der Einsichtnahme in den Bezug habenden Verwaltungsakt, das Zentrale
Melderegister, das Fremdeninformationssystem, das Strafregister und das Grundversorgungs-Informationssystem
werden folgende Feststellungen getroffen und der Entscheidung zugrunde gelegt:

1. Zur Person und zu den Fluchtgrinden des Beschwerdefuhrers:



1.1. Der Beschwerdefuhrer fuhrt den Namen XXXX und ist am XXXX geboren. Er ist afghanischer Staatsangehdriger und
Angehoriger der Volksgruppe der Hazara.

Der BeschwerdefUhrer ist in der XXXX in Afghanistan geboren. Er hat in Afghanistan nicht die Schule besucht und hat
sich seinen Lebensunterhalt in der Landwirtschaft, als Teppichkntpfer und Konditor verdient.

Der Beschwerdeflhrer verlie Afghanistan Anfang des Jahres 2015 Richtung Iran, wo er seine nunmehrige
Lebensgefahrtin kennenlernte. Die beiden hatten aullerehelichen Geschlechtsverkehr wodurch die Frau schwanger
wurde. Das Paar flichtete gemeinsam aus dem Iran, nachdem der Vater der Frau von der Schwangerschaft erfahren
und die Lebensgefahrtin des Beschwerdefuhrers bedroht hatte.

Der Beschwerdefuhrer ist nach wie vor mit der afghanischen Staatsangehdrigen XXXX , geboren am 24.07.1997 in XXXX
, Iran, in einer Lebensgemeinschaft und hat mir ihr die uneheliche Tochter XXXX , geboren am XXXX in Osterreich.

Der Tochter des Beschwerdeflhrers, XXXX , geboren am XXXX , wurde mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
vom heutigen Tag, XXXX , gemal3 § 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt.

Der Beschwerdeflihrer konnte in seinem Herkunftsstaat Afghanistan keine aktuelle und individuelle asylrelevante
Verfolgung glaubhaft machen. Er wurde in seinem Herkunftsstaat niemals inhaftiert und hatte mit den Behdrden
seines Herkunftsstaates weder auf Grund seines Religionsbekenntnisses oder seiner Volksgruppenzugehdrigkeit
Probleme. Er war nie politisch tatig und gehorte nie einer politischen Partei an.

Es kann nicht festgestellt werden, dass konkret der Beschwerdefuhrer als Angehoriger der Volksgruppe der Hazara
sowie schiitischer Muslim bzw. dass jeder Angehorige der Volksgruppe der Hazara sowie schiitische Muslim in
Afghanistan psychischer und/oder physischer Gewalt ausgesetzt ist.

Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafgerichtlich unbescholten und es ist gegen seine Tochter kein Verfahren zur
Aberkennung des Status der Asylberechtigten anhangig.

2. Zur mal3geblichen Situation in Afghanistan:

Aufgrund der im Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht in das Verfahren eingefihrten aktuellen
Erkenntnisquellen  werden folgende entscheidungsrelevante  Feststellungen zum  Herkunftsstaat des
Beschwerdefihrers getroffen:

2.1. Auszug aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation vom 02.03.2017:
Sicherheitslage

Die Sicherheitslage ist beeintrachtigt durch eine tief verwurzelte militante Opposition. Die afghanische Regierung
behalt die Kontrolle Uber Kabul, groRere Bevolkerungszentren, Transitrouten, Provinzhauptstadten und den Grof3teil
der Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskrafte zeigten Entschlossenheit und steigerten auch weiterhin ihre
Leistungsfahigkeit im Kampf gegen den von den Taliban gefuhrten Aufstand. Die Taliban kampften weiterhin um
Distriktzentren, bedrohten Provinzhauptstadte und eroberten landesweit kurzfristig Hauptkommunikationsrouten;
speziell in Gegenden von Bedeutung wie z.B. Kunduz City und der Provinz Helmand (USDOD 12.2016). Zu Jahresende
haben die afghanischen Sicherheitskrafte (ANDSF) Aufstandische in Gegenden von Helmand, Uruzgan, Kandahar,
Kunduz, Laghman, Zabul, Wardak und Faryab bekampft (SIGAR 30.1.2017).

In den letzten zwei Jahren hatten die Taliban kurzzeitig Fortschritte gemacht, wie z.B. in Helmand und Kunduz,
nachdem die ISAF-Truppen die Sicherheitsverantwortung den afghanischen Sicherheits- und Verteidigungskraften
(ANDSF) Ubergeben hatten. Die Taliban nutzen die Schwachen der ANDSF aus, wann immer sie Gelegenheit dazu
haben. Der IS (Islamischer Staat) ist eine neue Form des Terrors im Namen des Islam, ahnlich der al-Qaida, auf
zahlenmaRig niedrigerem Niveau, aber mit einem deutlich brutaleren Vorgehen. Die Gruppierung operierte
ursprunglich im Osten entlang der afghanisch-pakistanischen Grenze und erscheint, Einzelberichten zufolge, auch im
Nordosten und Nordwesten des Landes (Lokaler Sicherheitsberater in Afghanistan 17.2.2017).

INSO beziffert die Gesamtzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle in Afghanistan im Jahr 2016 mit 28.838 (INSO 2017).

1.12.2015-15.2.2016
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16.2.2016 - 19.5.2016
20.5.2016 - 15.8.2016
16.8.2016-17.11.2016
1.12.2015-17.11.2016
sicherheitsrelevante Vorfalle
4.014

6.122

5.996

6.261

22.393

Bewaffnete Zusammenstolie
2.248

3.918

3.753

4.069

13.988

Vorfalle mit IED¢s

770

1.065

1.037

1.126

3.998

gezielte Tétungen

154

163

268

183

768

Selbstmordattentate

20

15

17

19

71

(UN GASC 13.12.2016; UN GASC
7.9.2016; UNGASC10.6.2016; UN GASC 7.3.2016; Darstellung durch die Staatendokumentation des BFA)

Mit Stand September 2016, schatzen Unterstutzungsmission der NATO, dass die Taliban rund 10% der Bevdlkerung
beeinflussen oder kontrollieren. Die afghanischen Verteidigungsstreitkrafte (ANDSF) waren im Allgemeinen in der Lage,
groRRe Bevdlkerungszentren zu beschitzen. Sie hielten die Taliban davon ab, Kontrolle in bestimmten Gegenden Uber



einen langeren Zeitraum zu halten und reagierten auf Talibanangriffe. Den Taliban hingegen gelang es, landliche
Gegenden einzunehmen; sie kehrten in Gegenden zurtick, die von den ANDSF bereits befreit worden waren, und in
denen die ANDSF ihre Prasenz nicht halten konnten. Sie fuhrten aulerdem Angriffe durch, um das o6ffentliche
Vertrauen in die Sicherheitskrafte der Regierung, und deren Fahigkeit, fur Schutz zu sorgen, zu untergraben (USDOD
12.2016). Berichten zufolge hat sich die Anzahl direkter Schussangriffe der Taliban gegen Mitglieder der afghanischen
Nationalarmee (ANA) und afghaninischen Nationalpolizei (ANP) erhdéht (SIGAR 30.1.2017).

Einem Bericht des U.S. amerikanischen Pentagons zufolge haben die afghanischen Sicherheitskrafte Fortschritte
gemacht, wenn auch keine dauerhaften (USDOD 12.2016). Laut Innenministerium wurden im Jahr 2016 im Zuge von
militarischen Operationen - ausgefthrt durch die Polizei und das Militdr - landesweit mehr als 18.500 feindliche
Kampfer getdtet und weitere 12.000 verletzt. Die afghanischen Sicherheitskréfte versprachen, sie wirden auch
wahrend des harten Winters gegen die Taliban und den Islamischen Staat vorgehen (VOA 5.1.2017).

Obwohl die afghanischen Sicherheitskrafte alle Provinzhauptstddte sichern konnten, wurden sie von den Taliban
landesweit herausgefordert: intensive bewaffnete ZusammenstdBe zwischen Taliban und afghanischen
Sicherheitskraften verschlechterten die Sicherheitslage im Berichtszeitraum (16.8. - 17.11.2016) (UN GASC 13.12.2016;
vgl. auch: SCR 30.11.2016). Den afghanischen Sicherheitskraften gelang es im August 2016, mehrere grofe
Talibanangriffe auf verschiedene Provinzhauptstadte zu vereiteln, und verlorenes Territorium rasch wieder
zurlckzuerobern (USDOD 12.2016).

Kontrolle von Distrikten und Regionen

Den Aufstandischen misslangen acht Versuche, die Provinzhauptstadt einzunehmen; den Rebellen war es moglich,
Territorium einzunehmen. High-profile Angriffe hielten an. Im vierten Quartal 2016 waren 2,5 Millionen Menschen
unter direktem Einfluss der Taliban, wahrend es im 3. Quartal noch 2,9 Millionen waren (SIGAR 30.1.2017).

Laut einem Sicherheitsbericht fir das vierte Quartal, sind 57,2% der 407 Distrikte unter Regierungskontrolle bzw. -
einfluss; dies deutet einen Rickgang von 6,2% gegenlber dem dritten Quartal: zu jenem Zeitpunkt waren 233 Distrikte
unter Regierungskontrolle, 51 Distrikte waren unter Kontrolle der Rebellen und 133 Distrikte waren umkampft.
Provinzen, mit der héchsten Anzahl an Distrikten unter Rebelleneinfluss oder -kontrolle waren: Uruzgan mit 5 von 6
Distrikten, und Helmand mit 8 von 14 Distrikten. Regionen, in denen Rebellen den gréRten Einfluss oder Kontrolle
haben, konzentrieren sich auf den Nordosten in Helmand, Nordwesten von Kandahar und die Grenzregion der beiden
Provinzen (Kandahar und Helmand), sowie Uruzgan und das nordwestliche Zabul (SIGAR 30.1.2017).

Einige Experten haben auf Leistungsverbesserungen der afghanischen Sicherheitskrafte hingewiesen (SCR 9.2015). Ein
erhodhtes Operationstempo hat zu einer signifikant héheren Opferzahl unter den afghanischen Sicherheitskraften
geflihrt (+27% im Zeitraum von 1.1. -15.11.2015 im Vergleich zu 2014) (USDOD 12.2015). Ahnliche Zahlen nennt WP,
mit 7.000 getdteten und und 12.000 verletzten Mitgliedern der afghanischen Sicherheitskrafte (+26% zum Jahr 2014).
Im gesamten Jahr 2014 wurde hingegen von 5.000 getdteten afghanischen Polizisten und Soldaten berichtet (SCR
9.2015). Zudem haben die Taliban ihre Angriffe auf Sicherheitskrafte seit Beginn ihrer jahrlichen Frihjahrsoffensive im
April 2015 erhoht (BBC 29.6.2015).

Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Uber Kabul, grél3ere Transitrouten, Provinzhauptstadte und fast allen
Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskrafte sind im Allgemeinen fahig die groReren Bevodlkerungszentren
effektiv zu beschitzen, bzw. verwehren es den Taliban, fur einen langeren Zeitraum Einfluss in einem Gebiet zu halten.
Gleichzeitig haben die Taliban bewiesen, dass sie landliche Gegenden einnehmen, Schlisselgebiete bedrohen (z.B. in
Helmand) und gleichzeitig high-profile Angriffe in Kabul durchfihren kénnen (USDOD 12.2015). Laut Angaben der
afghanischen Regierung, kontrollieren die Taliban nur vier der mehr als 400 Bezirke landesweit, aber es ist bekannt,
dass diese Zahl stark untertrieben ist. Die afghanische Regierung hat auBerdem oftmals nur Kontrolle Uber die
Distriktzentren, aber nicht Gber die landlichen Gebiete (The Long War Journal 22.9.2015)

Es gab Vorschlage zur Grindung regierungsfreundlicher Milizen - sogenannter lokaler Verteidigungskrafte - um die
afghanischen Sicherheitskrafte zu unterstitzen. Diese existieren angeblich bereits in einer Anzahl von Provinzen
(UNGASC 10.12.2015).

Es gibt drei Grunde fur das Wiederaufleben der Taliban: Erstens das Ende der US-amerikanischen und NATO-Mission
Ende 2014, sowie der Abzug der auslandischen Krafte aus Afghanistan, hat den militarischen Druck auf die Taliban



verringert. Krisen in anderen Teilen der Welt (Syrien, Irak und Ukraine) nahrten bei den Taliban die Hoffnungen auf ein
Desinteresse der internationalen Gemeinschaft. Wenn Taliban militérische StUtzpunkte, Distriktzentren und Check-
Points Afghanistans Uberrennen, erbeuten sie jedes Mal Waffen fur den Kampf gegen die afghanische Regierung.
Zweitens vertrieb die pakistanische Militdroperation Zarb-e Azb in den Stammesgebieten Nordwaziristans im Juni 2014
tausende Aufstandische - hauptsachlich Usbeken, Araber und Pakistanis - die nach Afghanistan stromten und in den
Rangen der Taliban aufstiegen. Die Taliban lenkten ohnehin eine grol3e Anzahl ihrer eigenen Kampfer von Pakistan
aus. Drittens mangelt es den afghanischen Sicherheitskraften an Ausbildung und Ausstattung, vor allem in den
Bereichen Luftstreitkrafte und Aufklarung. AuBBerdem nltzen die Taliban interne Machtkdmpfe der Kabuler
Zentralregierung und deren scheinbare Schwache in verschiedenen Bereichen in Kabul aus (BBC 5.1.2016).

Rebellengruppen

Regierungsfeindliche Elemente versuchten weiterhin durch Bedrohungen, Entfihrungen und gezielten Tétungen ihren
Einfluss zu verstarken. Im Berichtszeitraum wurden 183 Mordanschlage registriert, davon sind 27 gescheitert. Dies
bedeutet einen Ruckgang von 32% gegeniber dem Vergleichszeitraum im Jahr 2015 (UN GASC 13.12.2016).
Rebellengruppen, inklusive hochrangiger Fihrer der Taliban und des Haqqani Netzwerkes, behielten ihre
Ruckzugsgebiete auf pakistanischem Territorium (USDOD 12.2016).

Afghanistan ist mit einer Bedrohung durch militante Opposition und extremistischen Netzwerken konfrontiert; zu
diesen zahlen die Taliban, das Haggani Netzwerk, und in geringerem Mal3e al-Qaida und andere Rebellengruppen und
extremistische Gruppierungen. Die Vereinigten Staaten von Amerika unterstitzen eine von Afghanen geflhrte und
ausgehandelte Konfliktresolution in Afghanistan - gemeinsam mit internationalen Partnern sollen die
Rahmenbedingungen flir einen friedlichen politischen Vergleich zwischen afghanischer Regierung und
Rebellengruppen geschaffen werden (USDOD 12.2016).

Zwangsrekrutierungen durch die Taliban, Milizen, Warlords oder kriminelle Banden sind nicht auszuschlieBen.
Konkrete Falle kommen jedoch aus Furcht vor Konsequenzen fir die Rekrutierten oder ihren Familien kaum an die
Offentlichkeit (AA 9.2016).

Taliban und ihre Offensive

Die afghanischen Sicherheitskrafte behielten die Kontrolle tGber groRe Ballungsraume und reagierten rasch auf jegliche
Gebietsgewinne der Taliban (USDOD 12.2016). Die Taliban erhéhten das Operationstempo im Herbst 2016, indem sie
Druck auf die Provinzhauptstadte von Helmand, Uruzgan, Farah und Kunduz ausibten, sowie die Regierungskontrolle
in SchlUsseldistrikten beeintrachtigten und versuchten, Versorgungsrouten zu unterbrechen (UN GASC 13.12.2016).
Die Taliban verweigern einen politischen Dialog mit der Regierung (SCR 12.2016).

Die Taliban haben die Ziele ihrer Offensive "Operation Omari" im Jahr 2016 verfehlt (USDOD 12.2016). Ihr Ziel waren
groRBangelegte Offensiven gegen Regierungsstitzpunkte, unterstitzt durch Selbstmordattentate und Angriffe von
Aufstandischen, um die vom Westen unterstlitze Regierung zu vertreiben (Reuters 12.4.2016). Gebietsgewinne der
Taliban waren nicht dauerhaft, nachdem die ANDSF immer wieder die Distriktzentren und Bevdlkerungsgegenden
innerhalb eines Tages zurlckerobern konnte. Die Taliban haben ihre lokalen und temporaren Erfolge ausgenutzt,
indem sie diese als grolle strategische Veranderungen in sozialen Medien und in anderen o&ffentlichen
Informationskampagnen verlautbarten (USDOD12.2016). Zusatzlich zum bewaffneten Konflikt zwischen den
afghanischen Sicherheitskraften und den Taliban kdmpften die Taliban gegen den ISIL-KP (Islamischer Staat in der
Provinz Khorasan) (UN GASC 13.12.2016).

Der derzeitig Talibanfihrer Mullah Haibatullah Akhundzada hat im Janner 2017 16 Schattengouverneure in
Afghanistan ersetzt, um seinen Einfluss Uber den Aufstand zu starken. Aufgrund interner Unstimmigkeiten und
Uberldufern zu feindlichen Gruppierungen, wie dem Islamischen Staat, waren die afghanischen Taliban geschwacht.
hochrangige Quellen der Taliban waren der Meinung, die neu ernannten Gouverneure wirden den Talibanfihrer
starken, dennoch gab es keine Veranderung in Helmand. Die sudliche Provinz - gréRtenteils unter Talibankontrolle -
liefert der Gruppe den GroRteil der finanziellen Unterstitzung durch Opium. Behauptet wird, Akhundzada hatte nicht
den gleichen Einfluss tGber Helmand, wie einst Mansour (Reuters 27.1.2017).

Im Mai 2016 wurde der Talibanfihrer Mullah Akhtar Mohammad Mansour durch eine US-Drohne in der Provinz
Balochistan in Pakistan getotet (BBC News 22.5.2016; vgl. auch: The National 13.1.2017). Zum Nachfolger wurde Mullah



Haibatullah Akhundzada ernannt - ein ehemaliger islamischer Rechtsgelehrter - der bis zu diesem Zeitpunkt als einer
der Stellvertreter diente (Reuters 25.5.2016; vgl. auch:

The National 13.1.2017). Dieser ernannte als Stellvertreter Sirajuddin Haggani, den Sohn des Fuhrers des Haqqani-
Netzwerkes (The National 13.1.2017) und Mullah Yaqoub, Sohn des Talibangrinders Mullah Omar (DW 25.5.2016).

Sicherheitsbehorden

Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte (ANDSF) bestehen aus folgenden Komponenten: der
afghanischen Nationalarmee (ANA), welche auch die Luftwaffe (AAF) und das ANA-Kommando fur Spezialoperationen
(ANASOC) beinhaltet; der afghanischen Nationalpolizei (ANP), die ebenso die uniformierte afghanische Polizei
beinhaltet (AUP), der afghanischen Nationalpolizei fur zivile Ordnung (ANCOP), der afghanischen Grenzpolizei (ABP)
und der afghanischen Polizei die Verbrechen bekampft (AACP). Sie stehen unter der Kontrolle des
Verteidigungsministeriums Die afghanische Lokalpolizei (ALP), sowie ihre Komponenten (etwa die afghanischen Krafte
zum Schutz der Offentlichkeit (APPF) und die afghanische Polizei zur Drogenbekdmpfung (CNPA) sind unter der
FUhrung des Innenministeriums (USDOD 6. 2016).

Die afghanischen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte (Afghan National Defense and Security Forces, ANDSF) haben -
wenn auch unbestandig - Fortschritte gemacht. Sie fihrten ihre Frihjahrs- und Sommeroperationen erfolgreich durch.
Ihnen gelang im August 2016, mehrere grol3e Talibanangriffe auf verschiedene Provinzhauptstadte zu vereiteln, und
verlorenes Territorium rasch wieder zurtickzuerobern. Schwierigkeiten in Schlisselbereichen wie Spionage, Luftfahrt
und Logistik, verbesserten sich, beeintrachtigten dennoch die Schlagkraft. Die afghanischen Sicherheitskrafte
behielten die Kontrolle Uber groRe Ballungsrdume und reagierten rasch auf jegliche Gebietsgewinne der Taliban
(USDOD 12.2016).

Die afghanischen Sicherheitskrafte haben zwar im Jahr 2015 die volle Verantwortung fur die Sicherheit des Landes
Ubernommen (AA 9.2016; vgl. auch: USIP 5.2016); dennoch werden sie teilweise durch US-amerikanische bzw.
Koalitionskrafte unterstitzt (USDOD 6.2016).

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium (Afghanistan’s Ministry
of Interior - Mol), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der afghanische Geheimdienst (NDS).
Das Innenministerium ist primar fur die interne Ordnung zustandig, dazu zahlt auch die Afghan Local Police (ALP). Die
(Afghan National Police (ANP) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist fir die externe Sicherheit zustandig.
Ihre primare Aufgabe ist die Bekampfung der Aufstandischen. Das National Directorate of Security (NDS) fungiert als
Geheimdienst und ist auch fur die Untersuchung von Kriminalfallen zustandig, welche die nationale Sicherheit
betreffen (USDOS 13.4.2016).

Die autorisierte Truppenstarke der ANDSF wird mit 352.000 beziffert (USDOD 6.2016), davon 4.228 Frauen (SIGAR
30.7.2016).

Die monatlichen Ausfalle (umfasst alle geplanten und ungeplanten Ausfélle von Pensionierungen Uber unerlaubte
Abwesenheit bis hin zu Gefallenen) der ANDSF liegen bei 2.4% - eine leichte Erhéhung gegeniiber dem Dreijahresmittel
von 2.2% (USDOD 6.2016).

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP)

Die ANP gewahrleistet die zivile Ordnung und bekampft Korruption und die Produktion und den Schmuggel von
Drogen. Der Fokus der ANP liegt derzeit aber in der Bekampfung von Aufstandischen gemeinsam mit der ANA. Das
Langzeitziel der ANP ist weiterhin, sich in einen traditionellen Polizeiapparat zu verwandeln. Mit Stand 31.5.2016
betragt die Starke der ANP etwa 148.000 Mann. Dies beinhaltet nicht die rund 6.500 Auszubildenden in
Polizeiakademien und andere die Ausbildungszentren landesweit ausgebildet werden. Frauen machen sind mit etwa
1.8% in der ANP vertreten (USDOD 6.2016). 2.834 Polizistinnen sind derzeit bei der Polizei, dies beinhaltete auch jene
die in Ausbildung sind (USDOS 13.4.2016; vgl. auch: Sputnik News 14.6.2016).

Die Personalstarke der ALP betragt etwa 28.800 Mann; zusatzlich autorisiert sind weitere 30.000 Mann, welche nicht in
der allgemeinen ANDSF-Struktur inkludiert sind (USDOD 6.2016). Aufgabe der ALP ist, Sicherheit innerhalb von Dérfern
und landlichen Gebieten zu gewahrleisten - indem die Bevolkerung vor Angriffen durch Aufstandische geschitzt wird,
Anlagen gesichert und lokale Aktionen gegen Rebellen durchgefiihrt werden (USDOD 6.2016).



Die monatlichen Ausfalle der ANP betragen Uber die letzten Jahre relativ stabil durchschnittlich 1.9% (USDOD 6.2016).
Afghanische Nationalarmee (ANA)

Die afghanische Nationalarmee (ANA) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist fir die externe Sicherheit
verantwortlich, primar bekampft sie den Aufstand im Inneren (USDOS 13.4.2016).

Mit Stand 31. Mai 2016 betrug der autorisierte Personalstand der ANA 171.000 Mann, inklusive 7.100 Mann in den
Luftstreitkraften (Afghan Air Force - AAF); etwa 820 Frauen sind in der ANA, inklusive AAF. Die Ausfalle in der ANA sind
je nach Einheit unterschiedlich. Die allgemeine Ausfallsquote lag unter 3%, gegenlber 2,5% in der letzten
Berichtsperiode. Die Einheiten der Luftstreitkrafte und der afghanischen Spezialeinheiten (ASSF) hielten weiterhin die
niedrigsten Ausfallsquoten und die héchsten Verbleibquoten aller ANDSF-Teile (USDOD 6.2016).

Die Vereinigten Staaten von Amerika errichteten finf Militarbasen in: Herat, Gardez, Kandahar, Mazar-e Sharif und
Kabul (CRS 8.11.2016).

Ghazni

Ghazni ist eine der wichtigsten Zentralprovinzen Afghanistans. Ghazni liegt 145 km sudlich von Kabul Stadt an der
Autobahn Kabul-Kandahar. Die Provinzen (Maidan) Wardak und Bamyan liegen im Norden, wahrend die Provinzen
Paktia, Paktika und Logar im Osten liegen; Zabul grenzt gemeinsam mit Uruzgan an den Westen der Provinz. Laut dem
afghanischen Statistikbtro (CSO) ist sie die Provinz mit der zweithdchsten Bevolkerungszahl (Pajhwok o.D.a), die auf
1.249.376 Bewohner/innen geschatzt wird (CSO 2016).

Ghazni ist in folgende Distrikte unterteilt: Jaghuri, Malistan, Nawur, Ajiristan, Andar, Qarabagh, Giro, Muqur, Waghaz,
Gelan, Ab Band, Nawa, Dih Yak, Rashidan, Zana Khan, Khugiani, Khwaja Omari, Jaghatu und Ghazni City (Vertrauliche
Quelle 15.9.2015). Ghazni wird aufgrund ihrer strategischen Position, als Schllsselprovinz gewertet - die Provinz
verbindet durch die Autobahn, die Hauptstadt Kabul mit den bevélkerungsreichen sudlichen und westlichen Provinzen
(HoA 15.3.2016).

Gewalt gegen Einzelpersonen

39

Bewaffnete Konfrontationen und Luftangriffe
952

Selbstmordattentate, IED-Explosionen und andere Explosionen
140

Wirksame Einsatze von Sicherheitskraften
155

Vorfalle ohne Bezug auf den Konflikt

4

Andere Vorfalle

2

Insgesamt

1.292

Im Zeitraum 1.9.2015 - 31.5.2016 wurden in der Provinz Ghazni 1.292 sicherheitsrelevante Vorfalle registriert (EASO
11.2016).

Im Vergleich zum vorigen Berichtszeitraum wurden Veranderungen der Sicherheitslage in Ghazni festgehalten;
gleichwohl sind die Gewinne der Taliban in diesen Teilen des Landes minimal und unbestandig (USDOD 12.2016). Im
Dezember 2016 verlautbarte der CEO Afghanistans den baldigen Beginn militarischer Spezialoperationen in den
Provinzen Ghazni und Zabul, um Sympathisanten des Islamischen Staates und Talibanaufstandische zu vertreiben
(Khaama Press 23.1.2017).



Ghazni zahlt zu den volatilen Provinzen in Stdostafghanistan, wo regierungsfeindliche aufstandische Gruppen in den
verschiedenen Distrikten aktiv sind und regelmaRig Operationen durchfihren (Khaama Press 15.10.2016; Khaama
Press 8.7.2016; vgl. auch: Truthdig 23.1.2017). Die Bevolkerung der Provinz kooperiere bereits mit den
Sicherheitskraften. Ein Mitglied des Provinzrates verlautbarte, dass sich die Sicherheitslage verbessern kénnte, wenn
die Polizei mit notwendiger Ausrlstung versorgt werden wuirde (Pajhwok 8.1.2017). Im Gegensatz zum Jahr 2015
registrierte die UNAMA 2016 keine Entfuhrungsfalle der Hazara-Bevélkerung in Ghazni. In vormals betroffenen
Gegenden wurden Checkpoints der afghanischen Sicherheitskrafte errichtet; dies wird als Abschreckung gewertet
(UNMA 6.2.2017).

In der Provinz werden regelmalig Militaroperationen durchgefuhrt, um bestimmte Gegenden von Aufstandischen zu
befreien (Khaama Press 15.1.2017; Khaama Press 10.1.2017; Tolonews 8.1.2017; Tolonews 26.12.2016; Pajhwok
21.11.2016; Afghanistan Times 25.8.2016; Afghanistan Times 21.8.2016), auch in Form von Luftangriffen (Pajhwok
18.6.2017; Afghanistan Times 3.8.2016; Khaama Press 8.6.2016). Es kommt zu ZusammenstdRen zwischen Taliban und
Sicherheitskraften (Sputnik News 30.11.2016). Unter anderem wurden Taliban Kommandanten getttet (Khaama Press
9.1.2017; Sputnik News 26.12.2016; Khaama Press 17.10.2016; Afghanistan Spirit 18.7.2016; Pajhwok 18.6.2016;
Afghanistan Times 3.8.2016; Khaama Press 7.6.2016).

Im Februar 2017 bestatigte der afghanische Geheimdienst (NDS) den Tod eines hochrangigen al-Qaida Fuhrers: Qari
Saifullah Akhtar, war vom NDS in einer Razzia im Janner 2017 getdtet worden. Berichten zufolge, war Qari Saifullah
Akhtar jahrzehntelang am Aufstand beteiligt; ihm werden direkte Verbindung zu Osama bin Laden und dem
pakistanischen Geheimdienst nachgesagt (LWJ 19.2.2017; vgl. auch:

ATN News 19.2.2017).
Religionsfreiheit

Etwa 99.7% der Bevdlkerung sind Muslime, davon sind 84.7-89.7% Sunniten (CIA 21.11.2016; vgl. USCIRF 4.2016).
Schatzungen zufolge, sind etwa 10-19% der Bevdlkerung Schiiten (AA 9.2016; vgl. auch: CIA 21.10.2016). Andere in
Afghanistan vertretene Glaubensgemeinschaften wie z.B. Sikhs, Hindus, Baha¢i und Christen machen zusammen nicht
mehr als 1% der Bevolkerung aus. Offiziell lebt noch ein Jude in Afghanistan (AA 9.2016).

Laut Verfassung ist der Islam die Staatsreligion Afghanistans. Religionsfreiheit ist in der afghanischen Verfassung
verankert, dies gilt allerdings ausdrucklich nur fur Anhdnger/innen anderer Religionen als dem Islam. Die von
Afghanistan ratifizierten internationalen Vertrage und Konventionen wie auch die nationalen Gesetze sind allesamt im
Lichte des generellen Islamvorbehalts (Art. 3 der Verfassung) zu verstehen (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut
27.1.2004). Die Glaubensfreiheit, die auch die freie Religionsauswahl beinhaltet, gilt in Afghanistan daher far Muslime
nicht. Darlber hinaus ist die Abkehr vom Islam (Apostasie) nach Scharia-Recht auch strafbewehrt (AA 9.11.2016).

Die Religionsfreiheit hat sich seit 2001 verbessert, wird aber noch immer durch Gewalt und Drangsale gegen religiose
Minderheiten und reformierte Muslime behindert. Blasphemie und Abtrinnigkeit werden als Kapitalverbrechen
angesehen. Nichtmuslimische Religionen sind erlaubt, doch wird stark versucht, deren Missionierungsbestrebungen zu
behindern (FH 27.1.2016). Hindus, Sikhs und Schiiten, speziell jene, die den ethnischen Hazara angehdren, sind
Diskriminierung durch die sunnitische Mehrheit ausgesetzt (FH 27.1.2016; vgl. auch:

CSR 8.11.2016).

Im Strafgesetzbuch gibt es keine Definition fur Apostasie. Laut der sunnitisch-hanafitischen Rechtsprechung gilt
Enthauptung als angemessene Strafe fur Manner, fur Frauen lebenslange Haft, sofern sie die Apostasie nicht bereuen.
Ein Richter kann eine mindere Strafe verhangen, wenn Zweifel an der Apostasie bestehen. Zu Verfolgung von Apostasie
und Blasphemie existieren keine Berichte - dennoch hatten Individuen, die vom Islam konvertierten, Angst vor
Konsequenzen. Christen berichteten, dass sie aus Furcht vor Vergeltung, Situationen vermieden, in denen es
gegenuber der Regierung so aussehe, als ob sie missionieren wirden (USDOS 10.8.2016).

Nichtmuslimische Minderheiten, wie Sikh, Hindu und Christen, sind sozialer Diskriminierung und Belastigung
ausgesetzt, und in manchen Fallen, sogar Gewalt. Dieses Vorgehen ist jedoch nicht systematisch (USDOS 10.8.2016).
Dennoch bekleiden Mitglieder dieser Gemeinschaften vereinzelt Amter auf héchster Ebene (CSR 8.11.2016). Im Mai
2014 bekleidete ein Hindu den Posten des afghanischen Botschafters in Kanada (RFERL 15.5.2014). Davor war Sham Lal
Bathija als hochrangiger Wirtschaftsberater von Karzai tatig (The New Indian Express16.5.2012).



Laut Verfassung soll der Staat einen einheitlichen Bildungsplan einrichten und umsetzen, der auf den Bestimmungen
des Islams basiert; auch sollen religiose Kurse auf Grundlage der islamischen Strémungen innerhalb des Landes
entwickelt werden. Der nationale Bildungsplan enthalt Inhalte, die fir Schulen entwickelt wurden, in denen die
Mehrheiten entweder schiitisch oder sunnitisch sind; ebenso konzentrieren sich die Schulblcher auf gewaltfreie
islamische Bestimmungen und Prinzipien. Der Bildungsplan beinhaltet Islamkurse, nicht aber Kurse fir andere

Religionen. Fur Nicht-Muslime ist es nicht erforderlich den Islam an &ffentlichen Schulen zu lernen (USDOS 10.8.2016).

Nicht-muslimische religiése Minderheiten werden durch das geltende Recht diskriminiert. So gilt die sunnitische-
hanafitische Rechtsprechung fur alle afghanischen Birgerinnen und Burger, unabhangig von ihrer Religion (AA
9.2016). Fur die religiose Minderheit der Schiiten gilt in Personenstandsfragen das schiitische Recht (USDOS 10.8.2016).

Militante Gruppen haben sich unter anderem als Teil eines grolReren zivilen Konfliktes gegen Moschen und Gelehrte
gerichtet. Konservative soziale Einstellungen, Intoleranz und das Unvermoégen oder die Widerwilligkeit von
Polizeibeamten individuelle Freiheiten zu verteidigen bedeuten, dass jene, die religiése und soziale Normen brechen,
anfallig fir Misshandlung sind (FH 27.1.2016).

Blasphemie - welche anti-islamische Schriften oder Ansprachen beinhaltet, ist ein Kapitalverbrechen im Rahmen der
gerichtlichen Interpretation des islamischen Rechtes. Ahnlich wie bei Apostasie, gibt das Gericht Blasphemisten drei

Tage um ihr Vorhaben zu widerrufen oder sie sind dem Tod ausgesetzt (CRS 8.11.2016).

Ein Muslim darf eine nicht-muslimische Frau heiraten, aber die Frau muss konvertieren, sofern sie nicht Anhangerin
der zwei anderen abrahamitischen Religionen, Christentum und Judentum, ist. Einer Muslima ist nicht erlaubt einen
nicht-muslimischen Mann zu heiraten. Ehen zwischen zwei Nicht-Muslimen sind legal, solange das Paar nicht 6ffentlich
ihren nicht-muslimischen Glauben deklariert (USDOS 10.8.2016).

Schiiten

Die Bevdlkerung schiitischer Muslime wird auf 10-19% geschatzt (AA 9.2016; vgl. auch: CIA 21.10.2016). Zu der
schiitischen Bevolkerung zdhlen die Ismailiten und die ethnischen Hazara (USDOS 10.8.2016). Die meisten Hazara
Schiiten gehoren der Jafari-Sekte (Zwolfer-Sekte) an. Im letzten Jahrhundert ist allerdings eine Vielzahl von Hazara zur
Ismaili-Sekte Gbergetreten. Es gibt einige Hazara-Gruppen, die zum sunnitischen Islam konvertierten. In Uruzgan und
vereinzelt in Nordafghanistan sind einige schiitische Belutschen (BFA Staatendokumentation 7.2016).

Auseinandersetzungen zwischen Sunniten und Schiiten sind in Afghanistan selten. Sowohl im Rat der
Religionsgelehrten (Ulema), als auch im Hohen Friedensrat sind Schiiten vertreten; beide Gremien betonen, dass die
Glaubensausrichtung keinen Einfluss auf ihre Zusammenarbeit habe (AA 9.2016). Afghanische Schiiten und Hazara
sind dazu geneigt weniger religids und gesellschaftlich offener zu sein, als ihre religiosen Bruder im Iran (CRS
8.11.2016).

Die Situation der afghanisch schiitisch-muslimischen Gemeinde hat sich seit dem Ende des Taliban-Regimes wesentlich
gebessert (USCIRF 30.4.2015). Beobachtern zufolge ist die Diskriminierung gegen die schiitische Minderheit durch die
sunnitische Mehrheit zurtickgegangen; dennoch gab es Berichte zu lokalen Vorfallen (USDOS 10.8.2016).

Ethnische Hazara sind gesellschaftlicher Diskriminierungen ausgesetzt (USDOS 13.4.2016). Informationen eines
Vertreters einer internationalen Organisation mit Sitz in Kabul zufolge, sind Hazara, entgegen ihrer eigenen
Wahrnehmung, keiner gezielten Diskriminierung aufgrund ihrer Religionszugehdrigkeit ausgesetzt (Vertrauliche Quelle
29.9.2015).

Afghanischen Schiiten ist es moéglich ihre Feste 6ffentlich zu feiern - manche Paschtunen sind Uber die 6ffentlichen
Feierlichkeiten verbittert, was gelegentlich in Auseinandersetzungen resultiert (CRS 8.11.2016). Im November 2016, hat
ein Kampfer der IS-Terrormiliz, wahrend einer religiosen Zeremonie in der Bakir-al-Olum-Moschee - einer schiitischen
Moschee in Kabul - am schiitischen Feiertag Arbain, einen Sprengstoffanschlag verlbt (Tolonews 22.11.2016; vgl. auch:
FAZ 21.11.2016). Bei diesem Selbstmordanschlag sind mindestens 32 Menschen getdtet und 80 weitere verletzt
worden (Khaama Press 22.11.2016). In Kabul sind die meisten Moscheen trotz Anschlagsgefahr nicht besonders
geschiitzt (FAZ 21.11.2016). Am 23. Juli 2016 wurde beim schwersten Selbstmordanschlag in der afghanischen
Geschichte die zweite GroBdemonstration der Enlightenment-Bewegung durch den ISKP angegriffen. Es dabei starben
Uber 85 Menschen, rund 240 wurden verletzt. Dieser Schlag richtete sich fast ausschlieBlich gegen Schiiten (AA 9.2016).

Einige Schiiten bekleiden héhere Amter (CRS 8.11.2016); sowie andere Regierungsposten. Schiiten verlautbarten, dass



die Verteilung von Posten in der Regierung die Demographie des Landes nicht addquat berlcksichtigte. Das Gesetz
schrankt sie bei der Beteiligung am o6ffentlichen Leben nicht ein - dennoch verlautbarten Schiiten - dass die Regierung
die Sicherheit in den Gebieten, in denen die Schiiten die Mehrheit stellten, vernachlassigte. Hazara leben hauptsachlich
in den zentralen und westlichen Provinzen, wahrend die Ismailiten hauptsachlich in Kabul, den zentralen und
nordlichen Provinzen leben (USDOS 10.8.2016).

Unter den Parlamentsabgeordneten befinden sich vier Ismailiten. Manche Mitglieder der ismailitischen Gemeinde
beschweren sich Uber Ausgrenzung von Position von politischen Autoritaten (USDOS 10.8.2015).

Ethnische Minderheiten

In Afghanistan leben laut Schatzungen vom Juli 2016 mehr als 33.3 Millionen Menschen (CIA 12.11.2016). Zuverlassige
statistische Angaben zu den Ethnien Afghanistans und zu den verschiedenen Sprachen existieren nicht
(Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Schatzungen zufolge, sind: 40% Pashtunen, rund 30% Tadschiken, ca. 10% Hazara, 9% Usbeken. Auch existieren noch
andere ethnische Minderheiten, wie z.B. die Aimaken, die ein Zusammenschluss aus vier semi-nomadischen Stammen
mongolisch, iranischer Abstammung sind, sowie die Belutschen, die zusammen etwa 4 % der Bevolkerung ausmachen
(GIZ 1.2017).

Artikel 4 der Verfassung Afghanistans besagt: "Die Nation Afghanistans besteht aus den Voélkerschaften der
Paschtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, Belutschen, Paschai, Nuristani, Aimaqg, Araber, Kirgisen,
Qizilbasch, Gojar, Brahui und anderen Volkerschaften. Das Wort ,Afghane’ wird fir jeden Staatsbirger der Nation
Afghanistans verwendet."

(Staatendokumentation des BFA 7.2016). Die afghanische Verfassung schitzt séamtliche ethnische Minderheiten. Neben
den offiziellen Landessprachen Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen ein
offizieller Status in jenen Gebieten eingeraumt, wo die Mehrheit der Bevolkerung (auch) eine dieser Sprachen spricht.
Diese weiteren in der Verfassung genannten Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani
und Pamiri (AA 9.2016; vgl. auch: Max Planck Institut 27.1.2004). Es gibt keine Hinweise, dass bestimmte soziale
Gruppen ausgeschlossen werden. Keine Gesetze verhindern die Teilnahme der Minderheiten am politischen Leben.
Nichtsdestotrotz, beschweren sich unterschiedliche ethnische Gruppen, keinen Zugang zu staatlicher Anstellung in
Provinzen haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 13.4.2016).

Der Gleichheitsgrundsatz ist in der afghanischen Verfassung verankert. Falle von Sippenhaft oder sozialer
Diskriminierung sind jedoch nicht auszuschlieen und kommen vor allem in Dorfgemeinschaften auf dem Land haufig
vor (AA 9.2016). Ethnische Spannungen zwischen unterschiedlichen Gruppen resultierten weiterhin in Konflikten und
Totungen (USDOS 13.4.2016).

Hazara

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 10% der Bevodlkerung aus. (CRS 12.1.2015). Die Hazara besiedelten
traditionell das Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und Herat im Westen erstreckt und
unter der Bezeichnung Hazaradschat (az?raj?t) bekannt ist. Das Kernland dieser Region umfasst die Provinzen Bamyan,
Ghazni, Daikundi und den Westen der Provinz Wardak. Es konnen auch einzelne Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan,
Parwan, Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul dazugerechnet werden. Wichtige Merkmale der ethnischen
|dentitat der Hazara sind die schiitische Konfession (mehrheitlich Zwolfer-Schiiten) und ihre ethnisch-asiatisches
Erscheinungsbild, woraus gern Schlussfolgerungen Uber eine turko-mongolische Abstammung der Hazara gezogen
werden. Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im norddstlichen Teil des Hazaradschat leben, sind Ismailiten. Nicht
weniger wichtig als Religion und Abstammung ist fur das ethnische Selbstverstandnis der Hazara eine lange Geschichte
von Unterdrickung, Vertreibung und Marginalisierung. Jahrzehntelange Kriege und schwere Lebensbedingungen
haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Stadte, insbesondere nach Kabul, getrieben
(Staatendokumentation des BFA 7.2016).

Ihre Gesellschaft ist traditionell strukturiert und basiert auf der Familie bzw. dem Klan. Die sozialen Strukturen der
Hazara werden manchmal als Stammesstrukturen bezeichnet; dennoch bestehen in Wirklichkeit keine sozialen und
politischen Stammesstrukturen. Das traditionelle soziale Netz der Hazara besteht grof3tenteils aus der Familie, obwoh



Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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